Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6853 


29. 03. 90 


Sachgebiet 7400 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Sechste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Zielsetzung 

1. Klarstellung der Zulässigkeit von Allgemeinverfügungen im 
Außenwirtschaftsrecht; davon soll zur Erleichterung des Intra- 
COCOM-Handels Gebrauch gemacht werden 

2. Zur Vorbeugung gegen Mißbrauch eindeutige Anordnung der 
Nichtgeltung von Ausfuhr-Befreiungsvorschriften, wenn em- 
bargopolitisch relevant 

3. Aktuaüsierung der in Bezug genommenen EG-Vorschriften 
über Stahlausfuhren nach USA 

4. Hinausschiebung der Abgabe und Auswertung der gesonder- 
ten Ausfuhrerklärung um ein Jahr 

5. Einführung einer Durchfuhrgenehmigungspflicht für Hänge- 
gleiter nach dem Libanon, Libyen und Syrien 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Keine 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121 (421) — 651 09 — Au 122/90 — vom 29. März 1990 gemäß 
§ 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 27. März 1990 im Bundesgesetzblatt 1, Nr. 14. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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Sechste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 20. März 1990 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 und 3, des § 7 Abs. 1 sowie des § 26 
Abs. 1 bis 3 des Außenwirtschaftsgesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7400-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, von de- 
nen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 und § 26 Abs. 1 durch das 
Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) und § 26 
Abs. 2 durch das Gesetz vom 29. März 1976 (BGBl. I 
S. 869) neu gefaßt worden sind, verordnet die Bundes- 
regierung und auf Grund des § 27 Abs. 1 und 2 in 
Verbindung mit § 2 Abs. 1 und 3 sowie § 5 verordnet 
der Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit den Bundesministem des Auswärtigen und der 
Finanzen: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezem- 
ber 1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 20. September 1989 (BGBl. I 
S. 1749), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Antrag". 

b) Der jetzige Text wird Absatz 1, dem folgender 
Absatz 2 angefügt wird: 

„(2) Genehmigungen in der Form der Allge- 
meinverfügung (§ 35 Satz 2 Verwaltungsver- 
fahrensgesetz) werden von Amts wegen er- 
teilt. " 

2. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Liegt für die Ausfuhr eine Genehmigung in 
Form der Allgemeinverfügung oder eine Sam- 
melgenehmigung vor und ist eine zollamtliche 
Abschreibung nicht erforderlich, so gilt zusätz- 
lich § 15." 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird im Paragraphenzitat der 
Bestandteil „Abs. 5" gestrichen. 

c) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Mit der Ausfuhrgenehmigung hat der Ausfüh- 
rer eine Ausfuhrbescheinigung auf einem Vor- 
druck nach Anhang III der Verordnungen 
(EWG) Nr, 3725/89 und 3726/89 der Kommis- 
sion vom 11. Dezember 1989 (ABI. EG Nr. L 368 
S. 37 und 60) sowie der Entscheidung Nr. 
3727/89/EGKS der Kommission vom 11. Dezem- 
ber 1989 (ABI. EG Nr. L 368 S. 74) in der jeweüs 
geltenden Fassung vorzulegen sowie drei 


Durchschriften der Ausfuhrbescheinigung ab- 
zugeben. " 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in dem Obersatz vor der Num- 
memfolge nach der Paragraphenbezeich- 
nung „5" und dem nachstehenden Beistrich die 
Angabe „5a," eingefügt. 

b) Absatz 1 Nr. 40 wird wie folgt gefaßt: 

„40. Waren für die Ausübung dienstlicher Tä- 
tigkeiten, die 

a) nach den Beitrittsgesetzen zu zwi- 
schenstaatlichen Verträgen, 

b) nach Rechtsverordnungen der Bundes- 
regierung auf Grund des Artikels 3 des 
Gesetzes vom 22. Juni 1954 über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Abkommen über die Vor- 
rechte und Befreiungen der Sonderor- 
ganisationen der Vereinten Nationen 
vom 21. November 1947 und über die 
Gewährung von Vorrechten und Befrei- 
ungen an andere zwischenstaatliche 
Organisationen (BGBl. 1954 II S. 639) in 
der Fassung von Artikel 4 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 16. August 1980 (BGBl. II 
S. 941) 

von Ausfuhrbeschränkungen befreit 
sind-,". 

c) Absatz 3 Satz 1 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„Absatz 1 Nr. 1 bis 6, 17 bis 18, 19, 20, 22, 26 bis 
28, 31, 32, 38, 39 und 41 Buchstabe b findet 
keine Anwendung auf die in § 5 Abs. 1 und § 5 a 
Abs. 1 genannten Waren einschließlich der dort 
genannten Unterlagen;". 

4. In § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b werden das Wort 
„Ägypten" und der ihm nachstehende Beistrich 
gestrichen. 

4 a. In § 38 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Durchfuhr der in Teil I Abschnitte 
Nummer 1461 der Ausfuhrliste (Anlage AL) ge- 
nannten Hängegleiter bedarf der Genehmi- 
gung, wenn Empfangsland der Libanon, Libyen 
oder Syrien ist." 

5. In § 38 Abs. 3 wird der erste Satzteil beginnend mit 
den Worten „Die Durchfuhr" und endend mit dem 
Wort „Genehmigung" wie folgt gefaßt: 
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„ (3) Die Durchfuhr von 

1. Abfällen und Schrott aus Eisen oder Stahl, 

2. Abfallblöcken aus legiertem Stahl und 

3. gebrauchten Schienen mit einer Länge von 
1,50 m und mehr, jedoch weniger als 2,50 m, 

der Nummern 72 04 10 000 bis 72 04 50 100 und 
aus 73 02 10 900 des Warenverzeichnisses für die 
Außenhandelsstatistik bedarf der Genehmi- 
gung \ 

5 a. § 70 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. entgegen § 38 Abs. 2 oder Abs. 3 ohne Ge- 
nehmigung die dort bezeichneten Waren 
durchführt oder". 

6. Die Anlage A 7 ist am rechten Rand mit einem 
durchgehenden gelben Streifen zu versehen. 

6 a. In der Anlage A 7 (Rückseite) wird in Nummer 2 

der „Anleitung zur Verwendung und zum Aus- 
füllen des Vordrucks" folgender Satz 3 einge- 
fügt: 

„Dies gilt nicht für Ausfuhren nach Libyen als 
Bestimmungsland. " 


7. In der Anlage A 10 ist in Feld 8 die Angabe „NI- 
MEXE-Kennziffern" durch die Angabe „KN- 
Code" zu ersetzen. 

8. Die Anlage E 2 ist am rechten Rand mit einem un- 
terbrochenen roten Streifen zu versehen. 

9. Die Länderliste D (Anlage L) wird wie folgt geän- 
dert: 

Vor der Länderangabe „Irland" wird das Wort 
„Hongkong" und neben diesem die Angabe 

„Trade Department 

Strategie Commodities Section of the Trade Li- 
censing (Non-Textiles) Branch Ocean Centre 
Canton Road, Kowloon 
Hong Kong 

Tel.: 3-7 22 24 37 oder 3-7 22 25 21 
Telex: 45 126 CNDI HX 
Fax: 3-7 23 61 35" 

eingefügt. 


Artikel 2 

Die Fünfte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vom 20. September 1989 wird 
wie folgt geändert: 

In Artikel 2 Satz 2 und Artikel 5 Abs. 3 wird die Jah- 
reszahl „1990" durch „1991" ersetzt. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die 6. Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung bezweckt, einmal die Möglichkeit 
allgemeiner Genehmigungen auch im Außenwirt- 
schaftsrecht klarzustellen sowie in Randbereichen der 
Ausfuhrkontrolle eine mißbräuchliche Inanspruch- 
nahme von Befreiungstatbeständen zu verhindern. 
Zum anderen werden die Stahl- Ausfuhrbeschränkun- 
gen der EG gegenüber USA eingearbeitet sowie Aus- 
und Einfuhrformulare geänderten EG-Bestimmungen 
angepaßt. Für die Durchfuhr von Hängegleitern nach 
dem Libanon, Libyen und Syrien wird eine Genehmi- 
gungspflicht eingeführt. Schließlich muß aus verwal- 
tungstechnischbedingten Gründen der Termin für die 
Abgabe der gesonderten Ausfuhrerklärung hinausge- 
schoben werden. 

Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise und 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau, sind nicht zu erwarten. Die Regelung im Aus- 
fuhrkontrollbereich hat klarstellenden Charakter; die 
Terminverschiebung ist nicht belastend. Die Stahlre- 
gelung schreibt im wesentlichen den bis zum 30. Sep- 
tember 1989 bestehenden Zustand fort. 


B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Nummer 1 

Der neue Absatz 2 stellt klar, daß eine Genehmigung 
auch in der Form der in § 35 Satz 2 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes vorgesehenen Allgemeinverfü- 
gung, die ohne Antrag ergehen kann, möglich ist. 
Formgebundene Anträge, vgl. z. B. § 17 Abs. 1, § 30 
Abs. 1 und § 43, entfallen als Voraussetzung einer All- 
gemeinverfügung. 


Nummer 2 Buchstaben a und b 

Die Änderung in § 18 Abs. 1 Satz 2 ist eine Folge der 
in § 1 vorgenommenen Änderung. Nicht nur bei einer 
Sammelgenehmigung, sondern auch bei einer Allge- 
meinen Genehmigung nach dem nunmehr in § 1 ge- 
nannten § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
sollen die Verfahrenserleichterungen des § 15 ge- 
währt werden können. 

Das Erfordernis, eine Sammelgenehmigung der Ver- 
sandzollstelle vor ihrer erstmaligen Ausnutzung vor- 
zulegen, besteht auch dann, wenn eine Verfahrenser- 
leichterung nach § 15 Abs. 1 zugelassen ist. Der ein- 
schränkende Zusatz bei § 15 war daher zu strei- 
chen. 


Nummer 2 Buchstabe c und Nummer 7 

Die Änderungen tragen den neuen EG-Rechtsakten 
Rechnung, die zur Durchführung der Vereinbarungen 
der EG mit den USA über die gemeinschaftlichen 
Ausfuhren von Stahlerzeugnissen (vgl. ABI. EG 1989 
Nr. L 368 S. 96 ff.) erlassen worden sind. 


Nummer 3 

Die unter Buchstabe a vorgenommene Einfügung des 
§ 5 a in das Paragraphenzitat am Beginn der Vorschrift 
ist das Korrelat zu der bereits in Absatz 3 getroffenen 
Regelung, daß die Befreiungstatbestände des § 19 
Abs. 1 grundsätzlich für die in § 5 a genannten Waren 
nicht gelten soll, es sei denn, es kommt die Sonderre- 
gelung des Absatzes 3 Satz 2 für EG-Staaten zur An- 
wendung. 

Die Änderung unter Buchstabe b soll generell die 
Ausfuhrgenehmigungsfreiheit für solche internatio- 
nale Organisationen vorsehen, denen durch Rechts- 
vorschrift der Bundesrepublik Deutschland die unge- 
hinderte Ein- und Ausfuhr von Waren für dienstliche 
Zwecke eingeräumt worden ist. Für die Einfuhr gibt es 
eine solche generelle Vorschrift schon seit längerem 
in § 32 Abs. 1 Nr. 36 Buchstaben a und b AWV. 

Ein aktuelles Beispiel für eine begünstigte Organisa- 
tion ist die Europäische Organisation für die Nutzung 
von meteorologischen Satelliten (EUMETSAT); das 
Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten dieser 
Organisation ist am 9. Dezember 1989 in Kraft getre- 
ten (vgl. BGBl. 1990 II S. 16) und enthält in Artikel 5 
eine einschlägige Klausel. 

Die unter Buchstabe c wiedergegebene neue Fassung 
des § 19 Abs. 3 erster Halbsatz stellt klar, daß auch 
unter die Befreiungstatbestände des Absatzes 1 Nr. 4 
bis 5 auf keinen Fall nach §§ 5 und 5 a ausfuhr geneh- 
migungspflichtige Waren fallen, wenngleich eine 
Subsumtion solcher Waren unter den Wortlaut der 
Nummern 4 bis 5 ohnehin kaum zu treffen dürfte. 


Nummer 4 

Die Vereinbarung zwischen der EG und Ägypten, die 
Grundlage für die generelle Ursprungszeugnis pflicht 
war, ist ersatzlos ausgelaufen. 


Nummern 4 a und 5 a 

Die mit der 64. Verordnung zur Änderung der Aus- 
fuhrliste — Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord- 
nung — vom 16. August 1989 (Bundesanzeiger 
Nr. 154 vom 18. August 1989, Seite 3925) eingeführte 
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Ausfuhrgenehmigungspflicht für Hängegleiter (Teil I 
Abschnitt C Nummer 1461 der Ausfuhrliste) wird um 
eine Genehmigungspflicht für die Durchfuhr ergänzt, 
wenn Empfangsland dieser Geräte der Libanon, Li- 
byen oder Syrien ist. Die Kontrolle ist wegen konkre- 
ter Hinweise auf beabsichtigte Durchfuhren solcher 
Geräte durch terroristische Gruppen erforderlich ge- 
worden. Bereits in der Vergangenheit ist derartiges 
Gerät bei Überfällen terroristischer Gruppen einge- 
setzt worden. Die Lieferung der für Gewaltaktionen 
verwendbaren Geräte durch das Wirtschaftsgebiet 
würde die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland, namentlich zu Israel, erheblich stö- 
ren. 

Die Bußgeldvorschriften werden entsprechend ange- 
paßt. 


Nummer 5 

Die Durchfuhrgenehmigungspflicht für Aschen, 
Rückstände, Abfälle und Schrott von Kupfer diente 
der Überwachung der bis zum 31. Dezember 1989 gel- 
tenden Genehmigungspflicht für die Ausfuhr dieser 
Waren aus der EG. Nach Auslaufen der die Ausfuhr- 
genehmigungspflicht anordnenden EG -Rechtsakte 
mit dem 31. Dezember 1989 war auch die Durchfuhr- 
regelung aufzuheben. 


Nummern 6 und 8 

Diese Änderungen entsprechen der Änderung des 
Einheitspapiers, die durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1159/89 vom 28. April 1989 (ABI. EG Nr. L 119 
S. 100) vorgenommen wurde. 


Nummer 6 a 

Diese Änderung ermöglicht eine bessere Ausfuhrkon- 
trolle bei ausfuhrgenehmigungsfreien Ausfuhren 
nach Libyen. 


Nummer 9 

Hongkong hat sich dem von den COCOM-Staaten 
praktizierten System der Einfuhr- und Warenein- 
gangsbescheinigungen (vgl. §§ 17 und 29b) ange- 
schlossen. Es war daher in die Länderliste D in der 
Anlage L zur AWV aufzunehmen. 


Artikel 2 

Die Fünfte Verordnung zur Änderung der AWV be- 
zweckte u. a., die Möglichkeit der Auswertung der 
Ausfuhrerklärung bzw. der ersatzweise abzugeben- 
den Meldungen (vgl. § 15 Abs. 6 neu) durch Ausfuhr- 
überwachungsbehörden zu schaffen. 

Die dazu erforderliche Beschaffung von Datenverar- 
beitungsanlagen ist als öffentlicher Auftrag erst im 
weiteren Verlauf dieses Jahres möglich; sodann muß 
sich eine Einarb eitungs- und Probezeit anschließen, 
die bis ins Jahr 1991 reicht. Aufgrund der bisherigen 
Erfahrungen bei der Durchführung des Vorhabens 
erscheint eine Realisierung frühestens zum 1. April 
1991 möglich. Das ursprüngliche Datum des 1. April 
1990 mußte entsprechend hinausgeschoben werden. 


Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 4 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord- 
nung. 
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